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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 2. Mirz 2005 Teil 11
57. Verordnung: Stammzahlenregisterverordnung — StZRegV
57. Verordnung des Bundeskanzlers, mit der Tétigkeiten der

Stammzahlenregisterbehorde betreffend das Stammzahlenregister nach dem E-
Government-Gesetz niher geregelt werden (Stammzahlenregisterverordnung — StZRegV)

Auf Grund des 2. Abschnitts des E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004 (E-GovG), und des
Datenschutzgesetzes 2000, BGBL I Nr. 165/1999 (DSG 2000), in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 136/2001, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Inneres verordnet:

1. Abschnitt
Personenbindung
Ausstellung der Personenbindung

§ 1. (1) Die Personenbindung fiir Biirgerkarten wird von der Stammzahlenregisterbehdrde vorge-
nommen.

(2) Die Eintragung einer Personenbindung darf nur im Zusammenhang mit der Verwendung eines
biirgerkartentauglichen Signaturprodukts erfolgen. Biirgerkartentauglich sind Signaturprodukte, die ge-
eignet sind fiir die Erstellung von

1. sicheren Signaturen im Sinne des § 2 Z 3 des Signaturgesetzes (SigG), BGBI. I Nr. 190/1999,

2. Signaturen, deren Zertifikate gemiB3 § 24 Abs. 1 SigG inldndischen qualifizierten Zertifikaten
gleichgestellt sind, und

3. Verwaltungssignaturen gemifl § 25 Abs. 1 des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBI. I
Nr. 10/2004.

Biirgerkartentaugliche Umgebung

§ 2. Die Daten einer auf der Biirgerkarte eingetragenen Personenbindung diirfen nur im Wege der
von der Stammzahlenregisterbehdrde definierten technischen Biirgerkarten-Schnittstelle an Datenanwen-
dungen weitergegeben werden. Die Beschreibung dieser Schnittstelle ist von der Stammzahlenregisterbe-
horde im Internet zu veréffentlichen. Sie steht allen Auftraggebern des o6ffentlichen wie des privaten
Bereichs kostenlos zur Verfiigung.

Einbringung des Antrags

§ 3. (1) Natiirliche Personen, die im Besitz einer biirgerkartentauglichen elektronischen Signatur
sind, miissen, wenn sie eine Biirgerkarte erwerben wollen, einen Antrag auf Eintragung einer Personen-
bindung im Wege einer Biirgerkarten-Registrierungsstelle (§ 4) an die Stammzahlenregisterbehorde rich-
ten. Nur wenn die Biirgerkartenfunktion fiir eine weitere Signaturerstellungseinheit desselben Signators
mit Hilfe einer ihm gehdrenden Biirgerkarte beantragt wird, kann der Antrag direkt bei der Stammzahlen-
registerbehdrde eingebracht werden.

(2) Namensdnderungen im Personenbindungs-Datensatz (§ 7) konnen aufgrund direkten Antrags des
Biirgerkarteninhabers an die Stammzahlenregisterbehorde durchgefiihrt werden, wenn die Namensénde-
rung im Zentralen Melderegister (ZMR) bzw. im Erginzungsregister geméf § 6 Abs. 4 E-GovG eingetra-
gen ist.

(3) Fiir die Einbringung von Antrdgen nach Abs. 1 und 2 hat die Stammzahlenregisterbehorde so-
wohl Webformulare als auch eine Schnittstelle zur Verfiigung zu stellen.
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Biirgerkarten-Registrierungsstellen

§ 4. (1) Die Funktion einer Biirgerkarten-Registrierungsstelle kann nur von Personen oder Stellen
ausgeiibt werden, die von einem Zertifizierungsdiensteanbieter (ZDA) als Biirgerkarten-
Registrierungsstellen eingerichtet sind oder vertraglich mit dieser Funktion betraut wurden.

(2) Biirgerkarten-Registrierungsstellen diirfen die Eintragung von Personenbindungen nur im Zu-
sammenhang mit solchen Signaturprodukten vornehmen, fiir die ein Vertrag nach § 9 Abs. 2 mit der
Stammzahlenregisterbehdrde von jenem ZDA, fiir den die Biirgerkarten-Registrierungsstelle titig wird,
abgeschlossen wurde.

(3) Die Stammzahlenregisterbehorde hat im Internet eine Liste jener Zertifizierungsdiensteanbieter
zu verdffentlichen, mit welchen ein Vertrag nach § 9 Abs. 2 besteht. In dieser Liste sind auch die Signa-
turprodukte anzugeben, fiir die der ZDA Biirgerkarten erzeugen darf.

Aufgaben

§ 5. (1) Die Biirgerkarten-Registrierungsstellen haben an der fiir die Vornahme einer Personenbin-
dung notwendigen Feststellung der Identitit des Antragstellers mitzuwirken und durch Eintragung der
Personenbindung auf der hiefiir vorgesehenen technischen Komponente die Biirgerkarte zu erzeugen. Zu
diesem Zweck haben sie Folgendes zu tun:

1. AuBler in den in Abs. 2 besonders geregelten Féllen sind die in § 6 genannten Identitdtsdaten
anhand eines vom Antragsteller vorzulegenden amtlichen Lichtbildausweises zu erheben, der zur
Feststellung der eindeutigen Identitéit einschlieBlich der Staatsangehdrigkeit geeignet ist; bei
Fremden, die keine EWR-Biirger sind, ist nur ein Reisedokument im Sinne des § 1 Abs. 5a des
Meldegesetzes 1991, BGBI. Nr. 9/1992 geeignet. Wird der Antrag auf Ausstellung der Personen-
bindung unmittelbar im Anschluss an den Erwerb einer fiir Biirgerkarten tauglichen elektroni-
schen Signatur gestellt, diirfen die anlésslich der Ausstellung der Signatur erhobenen Identitdts-
daten fiir die Vornahme der Personenbindung weiterverwendet werden; das Erfordernis der Vor-
lage eines Reisedokuments fiir Fremde gilt jedoch auch in diesem Fall.

2. Die ermittelten Identitdtsdaten sind gemeinsam mit den vom Antragsteller verwendeten Signa-
turpriifdaten an die Stammzahlenregisterbehérde zur Erstellung und Riickmittlung des Personen-
bindungs-Datensatzes weiterzuleiten. Der Antragsteller hat die Zugehorigkeit der von ihm ange-
gebenen Signaturpriifdaten zu seiner Person durch elektronisches Signieren seines Antrags oder
in sonst geeigneter Weise im Registrierungsverfahren nachzuweisen, wenn diese Zugehdrigkeit
nicht auller Zweifel steht.

3. Zum Nachweis, dass die Identitdtspriifung ordnungsgeméall durchgefiihrt wurde, hat die Biirger-
karten-Registrierungsstelle die erhobenen Daten in der durch § 11 Abs. 1 der Signaturverordnung
(SigV), BGBI II Nr. 30/2000, vorgesehenen Form aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen dem
ZDA zu iibermitteln, der sie in seiner nach § 11 SigG gefiihrten Dokumentation aufzubewahren
hat. Bei der Biirgerkarten-Registrierungsstelle sind die Aufzeichnungen nach Beendigung des
Eintragungsvorgangs zu 16schen, Papierkopien sind zu vernichten.

(2) Ist der als Biirgerkarten-Registrierungsstelle fungierenden Institution die eindeutige Identitit je-
ner Personen, fiir die eine Personenbindung erzeugt werden soll, aufgrund ihrer Rechtsbeziehung zu die-
sen Betroffenen zweifelsfrei bekannt, darf die Identitétsfeststellung nach Abs. 1 Z 1 entfallen und es diir-
fen die Identitdtsdaten aus den der Rechtsbeziehung zu den Betroffenen entstammenden Aufzeichnungen
verwendet werden. Das Verfahren der Ubergabe der Biirgerkarten an die Betroffenen ist in diesem Fall so
zu gestalten, dass die Biirgerkarte dem Berechtigten zukommt und nur von diesem in Gebrauch genom-
men werden kann.

Identititsfeststellung
§ 6. (1) Um den Antragsteller im ZMR oder im Erginzungsregister auffinden zu kdnnen, hat die
Biirgerkarten-Registrierungsstelle jedenfalls
1. den Familiennamen,
2. den (die) Vornamen oder das Geschlecht sowie
3. das Geburtsdatum des Antragstellers (— falls nur das Geburtsjahr bekannt ist, dieses —)
an die Stammzahlenregisterbehdrde weiter zu leiten.
(2) Zur Erleichterung der eindeutigen Identifikation im ZMR oder Ergénzungsregister konnen dar-
iiber hinaus noch folgende Daten dem Antrag angeschlossen werden:
1. der (die) Vornamen, falls nicht bereits nach Abs. 1 iibermittelt,
2. der Familiennamen vor der ersten EheschlieBung,
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3. das Geschlecht, falls nicht bereits nach Abs. 1 {ibermittelt,
4. Geburtsort und Geburtsstaat,

5. der Wohnsitz, mangels eines solchen: die Zustelladresse, die fiir das Ergénzungsregister angege-
ben wurde,

6. die Staatsangehorigkeit und
7. bei Fremden: die Daten des zur Identitétsfeststellung vorgewiesenen Reisedokuments.

(3) Wird ein Auftraggeber des 6ffentlichen Bereichs aufgrund besonderer Vereinbarung mit einem
ZDA als Biirgerkarten-Registrierungsstelle téitig oder ist er selbst ZDA, darf zusétzlich auch ein gemal
§ 10 Abs. 2 E-GovG erzeugtes und in einer Datenanwendung dieses Auftraggebers verwendetes bereichs-
spezifisches Personenkennzeichen (samt Bereichskennung) an die Stammzahlenregisterbehorde zur ein-
deutigen Identifizierung des Antragstellers libermittelt werden. Gleichermallen darf ein ZDA das wirt-
schaftsbereichsspezifische Personenkennzeichen (wbPK) eines Kunden, der ihm gegeniiber bereits eine
Biirgerkarte verwendet hat, an die Stammzahlenregisterbehdrde zur sicheren Identifikation dieses Kunden
bei der Herstellung der Personenbindung fiir eine weitere Biirgerkarte oder fiir Namensidnderungen iiber-
mitteln.

Personenbindungs-Datensatz

§ 7. (1) Kann der Antragsteller anhand der der Stammzahlenregisterbehdrde zur Verfiigung gestell-
ten Daten einem Eintrag im ZMR oder im Ergénzungsregister eindeutig zugeordnet werden, ist aus der
ZMR-Zahl bzw. aus der Ordnungszahl im Ergénzungsregister die Stammzahl des Antragstellers zu er-
rechnen.

(2) Der an die Biirgerkarten-Registrierungsstelle riickgemittelte Personenbindungs-Datensatz, der
von der Stammzahlenregisterbehorde elektronisch signiert ist, hat zu enthalten:
1. Vornamen und Familiennamen sowie das Geburtsdatum des Antragstellers in der im ZMR bzw.
Ergédnzungsregister eingetragenen Form,

2. die Stammzahl des Antragstellers und
3. die dem Antragsteller zugeordneten Signaturpriifdaten.

(3) Um einen Irrtum iiber die Identitit des Antragstellers mit groBtmdglicher Wahrscheinlichkeit
auszuschliefen, sind der Biirgerkarten-Registrierungsstelle zusétzlich zum Personenbindungs-Datensatz
der Geburtsort der im ZMR oder im Ergénzungsregister gefundenen Person und ihr aktueller bzw. friihe-
rer Wohnsitz oder ihre Zustelladresse laut Ergdnzungsregister mitzuteilen. Erst wenn die Eindeutigkeit
der Identitdt des Antragstellers auch unter Beriicksichtigung dieser Daten feststeht, darf die Eintragung
des Personenbindungs-Datensatzes in die hiefiir vorgesehene technische Komponente der zu erzeugenden
Biirgerkarte erfolgen.

(4) Der im Zuge des Registrierungsverfahrens erzeugte Personenbindungs-Datensatz ist bei der Biir-
gerkarten-Registrierungsstelle unverziiglich zu 16schen, nachdem seine Eintragung auf der hiefiir vorge-
sehenen technischen Komponente der verwendeten Biirgerkarte erfolgt ist.

Mangelnde Auffindbarkeit im ZMR oder Erginzungsregister

§ 8. Kann der Antragsteller keinem Eintrag im ZMR oder im Erginzungsregister eindeutig zugeord-
net werden, hat die Biirgerkarten-Registrierungsstelle den Antragsteller darauf hinzuweisen, dass er sich —
soweit er nicht meldepflichtig im Sinne des § 2 MeldeG ist - im Ergénzungsregister eintragen lassen
kann, um eine Personenbindung zu erhalten.

Dienstleister

§ 9. (1) Das Bundesministerium fiir Inneres ist bei der Wahrnehmung der in diesem Abschnitt gere-
gelten Aufgaben gesetzlicher Dienstleister der Stammzahlenregisterbehorde. Die Dienstleistungen betref-
fen insbesondere die Zuordnungspriifung von Daten zu einem Eintrag im ZMR oder im Ergénzungsregis-
ter, die Errechnung der Stammzahl sowie die Erstellung und Riickmittlung des Personenbindungs-
Datensatzes an die Biirgerkarten-Registrierungsstelle.

(2) Der Betrieb von Biirgerkarten-Registrierungsstellen zur Herstellung von Biirgerkarten ist einem
ZDA nur gestattet, wenn er vertraglich hiezu von der Stammzahlenregisterbehdrde erméchtigt ist. Ein
ZDA hat diesfalls die Stellung eines Dienstleisters der Stammzahlenregisterbehdrde im Sinne des § 4 Z 5
DSG 2000, von ihm eingerichtete oder vertraglich verpflichtete Biirgerkarten-Registrierungsstellen sind
seine Sub-Dienstleister. Der Dienstleistervertrag mit dem ZDA wird seitens der Stammzahlenregisterbe-
horde vom geschéftsfiihrenden Mitglied der Datenschutzkommission abgeschlossen und gefertigt. In
diesem Vertrag ist insbesondere festzulegen, fiir welche Signaturprodukte der ZDA Biirgerkarten durch
Eintragung der Personenbindung erzeugen darf und welche Rahmenbedingungen fiir die sichere Abwick-

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I — Ausgegeben am 2. Mérz 2005 — Nr. 57 4 von 8§

lung dieser Aufgabe einzuhalten sind; hiezu z&hlt auch die Festlegung, welche amtlichen Lichtbildaus-
weise auller Reisedokumenten jeweils als geeignet zum Identititsnachweis in Frage kommen. Im Hin-
blick auf das Erfordernis der Eignung und Verlésslichkeit ist dariiber hinaus zu vereinbaren, welche Ka-
tegorien von Personen oder Stellen der ZDA als Biirgerkarten-Registrierungsstelle einsetzen darf. Der
ZDA hat ausdriicklich zuzusagen, dass er alle ihn nach den §§ 10 und 11 des DSG 2000 als Dienstleister
treffende Pflichten den Biirgerkarten-Registrierungsstellen als seinen Sub-Dienstleistern iiberbinden wird.

2. Abschnitt
Wiederholungsidentitit
Anerkennung von Wiederholungsidentititen

§ 10. Soweit der Inhalt einer elektronischen Kommunikation mit einer Behorde die eindeutige Iden-
tifikation des Antragstellers nicht oder zumindest nicht fiir alle Verfahrensteile erfordert, kann von der
Behorde in biirgerkartentauglich eingerichteten Verfahren die elektronische Identifikation des Antragstel-
lers durch eine Wiederholungsidentitit (§ 2 Z 3 E-GovQG) anerkannt werden. Ob und inwieweit dies in
einem konkreten Verfahren der Fall ist, ist von der Behorde im Rahmen des elektronischen Zugangs zum
Verfahren sichtbar zu machen.

Ersatz-Stammzahl

§ 11. (1) Zur Erstellung einer Wiederholungsidentitit ist von der Stammzahlenregisterbehdrde auf
Antrag des Betroffenen fiir ihn eine Ersatz-Stammzahl zu errechnen und die Zugehdrigkeit zu seiner
Person zu bestitigen. Zu diesem Zweck hat die Stammzahlenregisterbehérde ein elektronisches Antrags-
formular im Internet zur Verfligung zu stellen, in dem der Antragsteller

1. Namen, Geburtsdatum und Wohnanschrift sowie
2. Seriennummer und Aussteller der von ihm verwendeten elektronischen Signatur

einzutragen und elektronisch zu signieren hat. Hierbei werden im Interesse der verlédsslichen Identifizie-
rung und Authentifizierung des Antragstellers nur Signaturen zugelassen, die die in Art. 2 Z 2 der Richt-
linie 1999/93/EG des Europaischen Parlaments und des Rates iiber gemeinschaftliche Rahmenbedingun-
gen fiir elektronische Signaturen, ABL. Nr. L 13 vom 19. 1. 2000, S. 12, genannten Voraussetzungen
erfiilllen. Durch Anwendung einer Hash-Funktion und eines geheimen Schliissels auf die in Z 1 und 2
genannten Daten errechnet die Stammzahlenregisterbehorde eine Ersatz-Stammezahl, die als solche be-
sonders zu kennzeichnen ist.

(2) Wird fiir die Antragstellung ein elektronischer Identitdtsnachweis verwendet, der ein auf einer
Signaturerstellungseinheit eingetragenes auslidndisches Personenkennzeichen enthilt, kann dieses von der
Stammzahlenregisterbehorde als Ersatz-Stammzahl herangezogen werden, wenn es im Herkunftsland die
eindeutige Identifikation im Amtsgebrauch bewirkt und mit einer zur verldsslichen Authentifizierung
geeigneten elektronischen Signatur verbunden ist. Welchen auf einem ausléndischen elektronischen Iden-
titdtsnachweis enthaltenen Personenkennzeichen diese Eigenschaften zukommen, ist von der Stammzah-
lenregisterbehdrde im Internet zu verlautbaren.

(3) Die Ersatz-Stammzahl ist dem Antragsteller von der Stammzahlenregisterbehdrde elektronisch
signiert in einem Datensatz zu tibermitteln, dessen Struktur einer Personenbindung entspricht. Diesen
Datensatz muss der Antragsteller in einer geeigneten technischen Komponente der von ihm verwendeten
biirgerkartenidhnlichen logischen Einheit (§ 2 Z 10 E-GovG) speichern, und zwar in der vom benutzten
Antragsformular vorgegebenen Weise, damit der Nachweis der Wiederholungsidentitit in biirgerkarten-
tauglichen Verfahren erbracht werden kann.

Ersatz-bPK

§ 12. Tritt eine Person mit einer Ersatz-Stammzahl auf ihrer Signaturerstellungseinheit an eine Be-
horde in einem biirgerkartentauglichen Verfahren heran, in dem Wiederholungsidentitdten zuléssig sind,
kann die Ersatz-Stammzahl zur Errechnung eines Ersatz-bPKs verwendet werden, das bei der Speiche-
rung in der Datenanwendung als solches zu kennzeichnen ist.
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3. Abschnitt
Errechnung von bereichsspezifischen Personenkennzeichen
a) bPK- Umrechnung
Fremd-bPKs

§ 13. (1) Auf Antrag eines Auftraggebers des 6ffentlichen Bereichs fiihrt die Stammzahlenregister-
behorde die Umrechnung von bPKs, die vom antragstellenden Auftraggeber fiir einen bestimmten Be-
reich verwendet werden, in Fremd-bPKs durch. Voraussetzung hiefiir ist:

1. die Angabe des Namens und - soweit es in der in Z 2 erwéhnten Datenanwendung vorhanden ist -
des Geburtsdatums des Betroffenen,

2. die Angabe des fiir diesen Betroffenen vom Auftraggeber selbst verwendeten bPKs und die Be-
reichskennung der Datenanwendung aus der dieses bPK stammt,

3. die Bezeichnung der zu ersuchenden Behorde und der Bereichskennung der Datenanwendungen,
aus der Daten iiber den Betroffenen angefordert werden sollen, sowie die Angabe der bereichs-
spezifischen offentlichen Verschliisselungsdaten.

(2) Zur Antragstellung wird von der Stammzahlenregisterbehorde eine Schnittstelle bereitgestellt.
Die eindeutige Identitit des anfragenden Auftraggebers und seines anfragenden Organwalters sind der
Stammzahlenregisterbehorde in der Schnittstelle in geeigneter Form nachzuweisen.

(3) Jeder Antrag auf Errechnung eines Fremd-bPK ist von der Stammzahlenregisterbehérde entspre-
chend § 14 Abs. 3 DSG 2000 zu protokollieren.

(4) Das von der Stammzahlenregisterbehorde errechnete Fremd-bPK wird dem antragstellenden
Auftraggeber in einer den Anforderungen des § 13 Abs. 2 E-GovG geniigenden Form verschliisselt {iber-
mittelt.

b) bPK-Errechnung bei bestimmten Vollmachtverhéltnissen
Berufsmiflige Parteienvertretung

§ 14. (1) Personen, die zur berufsmaBigen Parteienvertretung befugt sind, sowie gemil3 § 5 Abs. 3
E-GovG zur Vertretung befugte behordliche Organwalter diirfen von der Stammzahlenregisterbehorde die
Bekanntgabe von bPKs eines von ihnen Vertretenen verlangen, soweit dies fiir die Ausiibung der
Vertretung vor Behorden notwendig ist, insbesondere zur elektronischen Einsicht in Daten des
Vertretenen bei Behorden.

(2) Die Stammzahlenregisterbehorde stellt hiefiir ein Webformular und eine Schnittstelle zur Verfii-
gung. Dort ist die Eintragung folgender Angaben vorzusehen:

1. die zur eindeutigen Identifikation des Vertretenen notwendigen Daten (§ 6 Abs. 1 und 2),

2. die Bereichskennung des relevanten Verfahrens sowie die Bezeichnung und die bereichsspezifi-
schen offentlichen Verschliisselungsdaten jener Behdrde, vor der die Vertretungshandlung ge-
setzt werden soll.

Die Vertretungsberechtigung des anfordernden Parteienvertreters ist von der Stammzahlenregisterbehdrde
bei der Entgegennahme des Antrags festzustellen. Dies geschieht durch Priifung, ob die besondere An-
merkung im Sinne des § 5 Abs. 1 Z 2 E-GovG iiber die Berufsberechtigung im Zertifikat der zur Antrag-
stellung verwendeten Biirgerkartensignatur vorhanden ist.

(3) Jeder Antrag auf Errechnung eines bPK ist von der Stammzahlenregisterbehdrde entsprechend
§ 14 Abs. 3 DSG 2000 zu protokollieren.

(4) Kann der Vertretene aufgrund der tibermittelten Daten im ZMR oder Ergdnzungsregister eindeu-
tig identifiziert werden, wird dem Parteienvertreter mit den Antragsdaten das entsprechend § 13 Abs. 2
E-GovG verschliisselte bPK des Vertretenen riickgemittelt.

¢) bPK-Errechnung fiir eigene Datenanwendungen
Errechnung der bPKs

§ 15. (1) Auftraggeber des 6ffentlichen Bereichs diirfen ihre Datenanwendungen mit bereichsspezifi-
schen Personenkennzeichen ausstatten, soweit die Verwendung eines bPK fiir diese Datenanwendungen
im Datenverarbeitungsregister registriert oder in der Standard- und Musterverordnung 2004, BGBI. I
Nr. 312/2004 vorgesehen ist.

(2) Fiir die Errechnung der bPKs hat der Auftraggeber der Datenanwendung der Stammzahlenregis-
terbehorde
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1. jene Daten zur Verfiigung zu stellen, die fiir die Identifikation der Betroffenen im ZMR bzw. im
Erginzungsregister gemél § 6 Abs. 1 und 2 vorgesehen sind, sowie

2. die Bereichskennung jener Datenanwendung anzugeben, in welcher die bPKs zur Identifikation
der Betroffenen gespeichert werden sollen.

(3) Als Ergebnis des Vergleichs- und Errechnungsvorgangs sind neben den Antragsdaten nur bPKs
riickzumitteln fiir jene Personen, die aufgrund der iibermittelten Daten einem Eintrag im ZMR oder im
Ergénzungsregister eindeutig zugeordnet werden konnten.

Organisatorische Voraussetzungen

§ 16. (1) Fiir die Ausstattung einer Datenanwendung mit bPKs im Wege fortgesetzter Anfragen iiber
Einzeldatensétze stellt die Stammzahlenregisterbehdrde eine Schnittstelle zur Verfiigung, tiber die Auf-
traggeber bei Vorliegen der rechtlichen Voraussetzungen gemaB3 § 15 Abs. 1 die Errechnung von bPKs
laufend in Anspruch nehmen konnen. Jede Inanspruchnahme der Schnittstelle ist von der Stammzahlen-
registerbehdrde entsprechend § 14 Abs. 3 DSG 2000 zu protokollieren.

(2) Ist fur die Erstausstattung einer gesamten Datenanwendung mit bPKs die Vorgangsweise gemaf
Abs. 1 infolge des Umfanges der Datenanwendung nicht zweckméiBig, kann der Auftraggeber der Daten-
anwendung mit der Stammzahlenregisterbehorde eine zweckméBigere Vorgangsweise vereinbaren. Wird
entsprechendes Einvernehmen erzielt, weist die Stammzahlenregisterbehorde das Bundesministerium fiir
Inneres als ihren Dienstleister an, die fiir die Erstausstattung notwendigen Verarbeitungsschritte zu set-
zen.

Errechnung auf Vorrat

§ 17. Wenn regelméBig, insbesondere aufgrund gesetzlicher Anordnung, personenbezogene Daten
aus einer Datenanwendung an Datenwendungen eines anderen Bereichs iibermittelt werden miissen, diir-
fen die beim Ubermittlungsempfinger verwendeten bPKs in verschliisselter Form (§ 13 Abs. 2 E-GovG)
beim Ubermittelnden auf Vorrat gespeichert und im Anlassfall mit iibermittelt werden, um fehlerhafte
Zuordnungen beim Ubermittlungsvorgang zu vermeiden. Bei solchen Datenanwendungen hat jeder An-
trag auf bPK-Errechnung zur Vermeidung unnétigen Aufwands auch die Errechnung der entsprechenden
verschliisselten Fremd-bPKs mit zu umfassen.

Dienstleister

§ 18. Die nach den §§ 13 bis 17 notwendigen Verarbeitungsschritte zur Errechnung von bPKs und
ihrer verschliisselten Bereitstellung sowie die Protokollierung von bPK-Anforderungen werden vom
Bundesministerium fiir Inneres als Dienstleister der Stammzahlenregisterbehdrde vorgenommen.

4. Abschnitt
Stellvertretung
Ersichtlichmachung der Vertretungsbefugnis in der Biirgerkarte

§ 19. (1). Um in biirgerkartentauglich eingerichteten Verfahren vertretungsweise handeln zu kdnnen,
muss der Biirgerkarteninhaber die Vertretungsbefugnis im Vertretungs-Datensatz seiner Biirgerkarte
eingetragen haben. Die Eintragung wird iber Antrag des Biirgerkarteninhabers von der Stammzahlenre-
gisterbehodrde vorgenommen.

(2) Bei berufsmifBigen Parteienvertretern und Organwaltern, die gemd § 5 Abs. 3 E-GovG zur Par-
teienvertretung erméchtigt sind, bedarf es keiner Eintragung nach Abs. 1. Thre generelle Befugnis zur
Vertretung ist bei Verwendung der Biirgerkarte aus der nach den berufsrechtlichen Vorschriften erfolgen-
den Anmerkung ihrer Berufsberechtigung im Zertifikat der Biirgerkartensignatur ersichtlich.

Antrag auf Eintragung in der Biirgerkarte

§ 20. (1) Die Stammzahlenregisterbehorde stellt im Internet ein Webformular zur Verfiigung, mit
Hilfe dessen die Eintragung von Vertretungsbefugnissen nach § 19 Abs. 1 in die Biirgerkarte des Vertre-
ters beantragt werden kann. Der antragstellende Vertreter hat den aufrechten Bestand der Vertretungsbe-
fugnis nachzuweisen, indem

1. der Vertretene (Machtgeber) oder ein von ihm Bevollméchtigter mit Hilfe seiner Biirgerkarte die
Erteilung der Vollmacht im Antrag elektronisch signiert, wobei als Bevollméchtigte nur solche
Personen handeln konnen, deren aufrechte Vollmacht und Erméchtigung zur Substitution durch
elektronische Einsicht in ein mit 6ffentlichem Glauben ausgestattetes Register festgestellt werden
kann, oder
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2. anstelle des Machtgebers, sofern dieser eine natiirliche Person ist, ein gemil3 § 5 Abs. 3 E-GovG
bevollmichtigter behdrdlicher Organwalter im Antrag elektronisch signiert zur Bestétigung, dass
er das Bestehen einer Vollmacht oder einer gesetzlichen Vertretungsbefugnis durch Einsicht in
Urkunden festgestellt hat oder dass die Vollmacht vor ihm durch den Machtgeber personlich er-
teilt wurde, oder

3. anstelle des Machtgebers ein Notar im Antrag elektronisch signiert zur Bestétigung, dass er das
Bestehen einer Vollmacht oder einer gesetzlichen Vertretungsbefugnis durch Einsicht in Urkun-
den festgestellt hat oder dass die Vollmacht vor ihm durch den Machtgeber personlich erteilt
wurde, oder

4. eine vom Machtgeber selbst elektronisch signierte oder mit notarieller oder gerichtlicher Beglau-
bigungssignatur versehene elektronische Vollmachtsurkunde mit dem Antrag vorgelegt wird.

(2) Im Antrag sind, soweit zur Antragstellung nicht ohnehin die Biirgerkarte verwendet wird, die Da-
ten des Vertretenen und des Vertreters so anzugeben, dass ihre eindeutige Identitdt festgestellt werden
kann. Der Umfang der eingerdumten Vertretungsbefugnis kann im Antragsformular mit sachlichen und
zeitlichen Beschriankungen angegeben werden.

Eintragung der Vertretungsbefugnis

§ 21. (1) Nach Priifung des Antrags hat die Stammzahlenregisterbehorde, sofern die Eintragung des
Vertretungs-Datensatzes nicht sofort im Online-Dialog erfolgen kann, den Antragsteller davon zu ver-
stindigen, dass der Vertretungs-Datensatz zur elektronischen Abholung bereit liegt. Sobald der Vertreter
seine Biirgerkarte im Online-Dialog der Stammzahlenregisterbehdrde zur Verfiigung stellt, ist die Vertre-
tungsbefugnis samt allfélligen sachlichen oder zeitlichen Beschrankungen in die Biirgerkarte einzutragen.

(2) Die Identitdt des Vertreters und des Vertretenen wird im Vertretungs-Datensatz durch die
Stammzahl eindeutig ausgewiesen. Ist der Vertretene eine natiirliche Person, darf seine Stammzahl erst
beim Eintragungsvorgang errechnet werden. Nach Abschluss des Eintragungsvorgangs sowie auch dann,
wenn der Vorgang aus technischen oder anderen Griinden nicht erfolgreich abgeschlossen werden kann,
sind die bei der Eintragung der Vertretungsbefugnis verwendeten Stammzahlen bei der Stammzahlenre-
gisterbehorde unverziiglich zu 16schen.

(3) Die Eintragung enthélt auch eine eindeutige Kennung (Seriennummer), die fiir das Auffinden ei-
nes allfdlligen Widerrufs nach § 22 heranzuziehen ist.

Online-Widerruf

§ 22. (1) Um den aufrechten Bestand von Vertretungsbefugnissen, die auf einer Biirgerkarte einge-
tragen sind, nachpriifbar zu machen, ist von der Stammzahlenregisterbehérde eine Online-
Widerrufsmoglichkeit einzurichten. Sie hat hiezu eine jederzeit verfligbare Internet-Adresse zur Verfii-
gung zu stellen, an der Machtgeber mit Hilfe ihrer Biirgerkarte oder - mangels einer solchen - im Wege
des § 5 Abs. 3 E-GovG oder eines Notars den Widerruf eintragen konnen. Die Verantwortung fiir die
Zulassigkeit und Richtigkeit des Widerrufs liegt allein beim Machtgeber, der die Eintragung des Wider-
rufs veranlasst hat.

(2) Die Beendigung gesetzlicher Vertretungsbefugnisse kann auch auf Antrag Dritter in die Wider-
rufsliste eingetragen werden, sofern eine diesbeziigliche rechtskriftige Entscheidung der fiir die Feststel-
lung des Bestehens und des Umfangs der Vertretungsbefugnis zustindigen Behorde vorgelegt wird. Ein
solcher Antrag kann nur im Wege eines nach § 5 Abs. 3 E-GovG ermichtigten Organwalters oder im
Wege eines Notars gestellt werden.

(3) An der fiir den Online-Widerruf eingerichteten jederzeit 6ffentlich zugénglichen Internetadresse
kann jedermann anhand der Seriennummer der ihm im Wege einer Biirgerkarte vorgelegten Vertretungs-
befugnis priifen, ob und wann sie widerrufen wurde.

Auskunft

§ 23. (1) Die Stammzahlenregisterbehdrde hat ein Web-Formular zur Verfiigung zu stellen, mit Hilfe
dessen einem Machtgeber bei Antragstellung mit seiner Biirgerkarte eine Online-Auskunft gegeben wird,
welche ihn betreffenden Vollmachten auf Biirgerkarten eingetragen sind und ob und wann er welche
dieser Vollmachten widerrufen hat. Besitzt der Machtgeber keine Biirgerkarte, kann der Antrag auch im
Wege des § 5 Abs. 3 E-GovG oder im Wege eines Notars gestellt werden.

(2) Uber in Biirgerkarten eingetragene gesetzliche Vertretungsbefugnisse ist Berechtigten unter den
Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 letzter Satz Auskunft zu erteilen.
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(3) Die Stammzahlenregisterbehdrde hat Biirgerkarteninhabern auf Verlangen den Inhalt des Vertre-
tungs-Datensatzes ihrer Biirgerkarte(n) mitzuteilen. Hiezu ist die Biirgerkarte der Stammzahlenregister-
behorde im Online-Dialog zur Verfiigung zu stellen.

5. Abschnitt
In-Kraft-Treten
§ 24. Der 4. Abschnitt dieser Verordnung tritt erst mit 1. Juli 2005 in Kraft.

Schiissel

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T12:47:36+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T12:47:36+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




